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Pa.Iv. 03.401. Einführung eines Finanzreferendums 
 
Vernehmlassung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Gelegenheit zur Stellungnahme zur oben genannten Vorlage und 
geben Ihnen gerne von unseren Überlegungen Kenntnis, unter Verwendung des Fragenkata-
logs (Beilage zum erläuternden Bericht der SPK-N). 
 
 
1. Einführung eines Finanzreferendums auf Bundesebene? 
 
Ja. 
Aus grundsätzlichen finanz- und demokratiepolitischen Überlegungen begrüssen wir die Ein-
führung eines Finanzreferendums auf Bundesebene. Die im erläuternden Bericht angeführten 
unterstützenden Argumente, auch aus den Erfahrungen der Kantone und Gemeinden, er-
scheinen uns genügend überzeugend, erneut einen Anlauf zu wagen. 
 
 
2. Finanzreferendum in der Verfassung oder im Gesetz? 
 
Die Verankerung im Gesetz erachten wir aus staatspolitischer Sicht als sinnvoller. Die beste-
hende verfassungsmässige Grundlage in Art. 141 Abs. 2 Bst. c BV für das fakultative Refe-
rendum erscheint uns genügend. Ein künftiges Finanzreferendum ist nicht «besser» oder 
«schlechter» als die heute schon gebräuchlichen Referenden über abstrakte Rechtsnormen. 
 
 
3. Sollen Zahlungsrahmen auch dem Finanzreferendum unterstehen? 
 
Ja. 
Die rechtlichen Differenzierungen zwischen Verpflichtungskredit und Zahlungsrahmen liegen 
letztlich im akademischen Bereich. Für die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger und damit für 
die Steuerzahlenden sind beide Arten von Finanzbeschlüssen gleichermassen bedeutend und 
für die Ausgabensteuerung auf Bundesebene gleichermassen wichtig. 
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4. Soll der Bundesrat referendumspflichtige Ausgaben dringlich beschliessen kön-
nen? 

 
Ja. 
Wir bevorzugen die Beibehaltung der bisherigen Regelung des Dringlichkeitsrechts und dass 
dieses demnach dem Bundesrat vorbehalten bleiben soll. Den im erläuternden Bericht ge-
nannten finanz- und staatspolitischen Begründungen der Minderheit IV und von Prof. 
Schweizer können wir uns anschliessen. 
 
 
5. Festlegung der Schwelle mit fixen Frankenbeträgen oder mit Prozentangaben 

(falls Finanzreferendum gemäss Minderheit II in der Verfassung verankert wird)? 
 
Wir unterstützen die Festlegung fixer Frankenbeträge, auch im Falle der - von uns abgelehn-
ten - Verankerung des Finanzreferendums in der Verfassung. Dafür sprechen insbesondere 
Gründe der Klarheit und Sicherheit, die mit der Verankerung von Prozentsätzen aus den ge-
nannten Gründen gerade nicht gegeben wären. 
 
 
6. Beschwerdemöglichkeit ans Bundesgericht? 
 
Nein. 
Auch wenn die (verfassungs-)rechtliche Situation bei einem Bundesfinanzreferendum nicht 
vollständig befriedigend geklärt wäre, erachten wir es dennoch verfehlt, hier eine Ausnahme 
vom sonst bestehenden Verbot der Verfassungsgerichtsbarkeit einzuführen. 
 
* * * * * 
 
Die Vorlage ist offenkundig umstritten und entsprechend bestehen in der Kommission nur 
knappe Mehrheiten sowie verschiedenste Minderheiten. Ohne Einsicht in die detaillierten Dis-
kussionen der Kommissionsberatungen (was ja unstatthaft wäre) ist daher eine umfassende 
Stellungnahme für Aussenstehende schwierig. 
Im Grundsatz aber ist ein Bundesfinanzreferendum auf Gesetzesstufe zu unterstützen, ohne 
dass hiermit zu den eigentlichen Detailfragen abschliessend Stellung genommen wird. 
 
Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Überlegungen. 
 
 
Freundliche Grüsse 
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